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T. G . Masary k un d die ältere positivistisch e Strömun g kritisch anknüpfend , versucht e 
er die Philosophi e auszuarbeiten , die vor allem auf wissenschaftliche n Erkenntnisse n 
basiert . Diese verstan d er als „Strebe n nac h eine r einheitliche n Welt-  un d Lebens -
anschauung" , die dem moderne n un d gesellschaftlich engagierte n Mensche n unent -
behrlic h werde . Nu r aufgrun d der breitestmögliche n Synthes e von derartige n Er -
kenntnisse n sei die Philosophi e imstande , zum Aufbau eine r moderne n Gesellschaf t 
beizutragen , eine r solchen , die es jedem Bürger ermögliche , eigene positive Aktivität 
un d besonder s eigene schöpferisch e Kräfte zu entfalten . Tvrdýs Idea l der wissen-
schaftlich begründete n Philosophi e münde t letzte n Ende s in das Idea l einer humani -
stischen Welt (eine r „neue n Renaissance") . 

Noc h in eine r andere n - für den westlichen Spezialiste n jedoch kaum bemerkbare n 
- Hinsich t stellt sich Gabriel s Arbeit als lesenwert e Lektür e vor: sie bescher t un s näm -
lich die plastisch e Schilderun g der Tätigkei t eines derjenigen tschechische n Philoso -
phen , die ihr Philosophiere n noc h voll in eigener fachlicher , souveräne r un d bürger-
lich mündige r Kompetenz , weit von jedem ideologische n Reglemen t entfernt , entfal -
ten konnten , ohn e jemande m dafür Rechenschaf t ablegen zu müssen . . . 

Sollte es allein bei einer solche n Leseausbeut e dieses Buch s bleiben , so sichert e ihm 
dies allein eine positive Bewertung . 

Stuttgar t M i l a n D a ň h e l 

Seeber, Eva: Die Mächte der Antihitlerkoalition und die Auseinandersetzung um 
Polen und die ČSR 1941-1945. 

Akademie-Verlag , Berlin 1984, 459 S. 

Wer sich in der DD R mit der Zeitgeschicht e der sozialistische n Nachbarstaate n be-
faßt, ha t es nich t leicht . Wer sich gar dazu entschließt , ein Them a aus dem Bereich 
der sowjetischen Außenpoliti k zu wählen , mu ß sich an zahlreich e Tabu s un d 
Sprachregelunge n halten . 

Es wäre zuviel verlangt , von Eva Seebers Studi e über die Beziehunge n zwischen den 
alliierten Hauptmächte n un d den polnische n un d tschechoslowakische n Exilregierun -
gen eine Kriti k an der sowjetischen Außenpolitik , z. B. am Hitler-Stalin-Pakt , ode r 
eine Distanzierun g von der sowjetischen Version zuKaty n ode r zum Warschaue r Auf-
stand zu erwarten : Di e sowjetische Außenpoliti k war natürlic h zu jedem Zeitpunk t 
un d gegenüber jedem Lan d von den besten Absichten beseelt . Di e Kominter n un d die 
KPTsc h führte n die Volksfrontpoliti k seit 1935 „geradlinig " fort (S. 84 un d 165). 
Di e Sowjetunio n hielt sich stets an das Prinzi p der Nicht-Einmischun g in die innere n 
Angelegenheiten . Nu r das „Ansehen " un d die „Ausstrahlung " der Sowjetunio n un d 
der Rote n Armee ermöglichte n es den „revolutionär-demokratischen " Kräfte n (S. 352), 
die „Hegemonie " gegenüber der Bourgeoisi e Polen s un d der Tschechoslowake i 
zu erringen . Deshal b streich t Seeber auch aus ihre m ausführliche n Zita t aus Gomulka s 
Streitgespräc h am 17. Jun i 1945 mi t Mikolajczy k un d andere n demokratische n Politi -
kern folgenden Satz, der in eine r in Warscha u 1965 erschiene n Dokumentensammlun g 
enthalte n ist: „Ih r könn t noc h so schreien , daß das Blut des polnische n Volkes ver-
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gössen wird, daß der NKVD Polen regiert, doch das bringt uns nicht vom Wege ab." 
Nach Seeber versuchte dagegen Großbritannien, die UdSSR mit einem cordon sani-
taire zu umgeben, während die USA Polen zu einem „Stützpfeiler" des Imperialismus 
ausbauen wollten (S. 239). 

Für Seeber gibt es nur Reaktion und Fortschritt, Bourgeoisie und Arbeiterklasse, 
Imperialismus und die „Befreiermission" der Sowjetunion. Das dichotomische Bild, 
das Seeber zeichnet, entspricht nicht den Tatsachen. Besonders ihre Darstellung der 
britischen Konföderationspläne ist voller faktischer Irrtümer (S. 108). Das erste 
Abkommen zwischen der polnischen und der tschechoslowakischen Exilregierung 
vom November 1940 fällt in die Zeit des Hitler-Stalin-Paktes. Die geplante enge Zu-
sammenarbeit der beiden ostmitteleuropäischen Verbündeten Großbritanniens rich-
tete sich vor allem gegen ein eventuelles Zusammengehen der Sowjetunion mit 
Deutschland nach einem befürchteten revolutionären Umsturz oder einem Staats-
streich der Wehrmacht. Das zweite Abkommen dagegen wurde im Januar 1942 ge-
schlossen, als sich die polnisch-sowjetischen Beziehungen positiv zu entwickeln 
schienen. Die britische Regierung band ihre Zustimmung zu dem Konföderationsplan 
seit Edens Moskau-Besuch im Dezember 1941 an die Voraussetzung freundschaft-
licher Beziehungen Polens und der Tschechoslowakei zur Sowjetunion. Seit dem 
Sommer 1942 suchte sie nach Wegen, den Unionsplan mit den wohlverstandenen so-
wjetischen Interessen zu vereinbaren. Deshalb sollte die Konföderation ein Verteidi-
gungsbündnis mit dem mächtigen Nachbarn im Osten schließen und dessen Sicher-
heitsbedürfnis durch den Verzicht auf die polnischen Ostgebiete befriedigen. Die so-
wjetischen Einsprüche gegen die Konföderationspläne und auch gegen die Alternative 
eines Bündnispaktes zwischen der Tschechoslowakei und Polen werden von Seeber 
nicht erwähnt, da sie nicht in ihr Bild der sowjetischen Nicht-Einmischung in die in-
neren Angelegenheiten anderer Staaten passen. 

Da Seeber stets die Meßlatte der Anerkennung sowjetischer Forderungen anlegt, 
gelingt es ihr nicht, die Konzeption der polnischen Exilregierung zu charakterisieren. 
Sikorski und sein Nachfolger Mikolajczyk und deren engere Umgebung waren durch-
aus bereit, auf die ukrainischen und belorussischen Gebiete Vorkriegspolens zu ver-
zichten. Allerdings hofften sie, ein Drittel Ostgaliziens einschließlich Lembergs und 
der Ölfelder für die Republik retten zu können. Durch einen Bevölkerungsaustausch 
sollte die ethnische Trennungslinie zwischen Polen und Ukrainern mit der Staats-
grenze in Übereinstimmung gebracht werden. Nur in diesem Streit um ein Drittel 
Ostgaliziens machte die britische Regierung bis Teheran und die amerikanische Regie-
rung bis Jalta den Exilpolen Hoffnungen. Seeber führt Sicherheitsinteressen gegen ein 
solches sowjetisches Zugeständnis an. Das Grenzgebiet zwischen der Sowjetunion, 
der Tschechoslowakei, Ungarn und Rumänien sei ein „Schlüsselproblem sowjetischer 
Sicherheit" (S. 217). Churchill zögerte wegen der Kampfmoral der polnischen Armee 
und Roosevelt wegen der Wähler polnischer Abstammung, den Polen die unange-
nehme Wahrheit zu sagen. 

Seebers Erklärung für das unterschiedliche Verhalten der Sowjetunion gegenüber 
Polen und der Tschechoslowakei überzeugt nicht (S. 307). Warum waren die tsche-
choslowakischen Kommunisten zu einer Machtteilung mit den demokratischen Par-
teien bereit, während die polnischen Kommunisten seit dem August 1944 auf einem 
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Übergewich t ihre r Parte i un d ihre r Mitläufe r aus andere n Lagern in der Regierun g be-
standen ? Di e naheliegend e Begründung , daß die Sowjetführun g dami t rechne n 
mußte , daß demokratisch e Wahlen in Pole n wegen der erzwungene n Gebiets -
abtretunge n un d der Mordtate n des NKVD , besonder s an den polnische n Offizieren , 
zu eine r antisowjetische n Mehrhei t führen würden , kan n Seeber nich t geben. Wegen 
ihre r Schwäch e durft e die PP R die Mach t nich t mit den übrigen Parteie n teilen . Des -
halb honoriert e Stalin nich t das späte polnisch e Angebot , die Curzon-Lini e als 
„Demarkationslinie " hinzunehmen . 

Seeber ha t sich auch in britische n un d amerikanische n Archiven umgesehen , doc h 
nu r gefunden , was ihre orthodoxe n These n stützt , die nu r noc h von wenigen polni -
schen un d tschechoslowakische n Historiker n vertrete n werden . Di e „Volksmassen " 
nich t nu r der Tschechoslowakei , sonder n auch Polen s hätte n schon im Somme r 1941 
erkannt , daß sie mi t der Sowjetunio n gegen den gemeinsame n Fein d kämpfe n un d die 
engsten Beziehunge n zur UdSS R herstelle n müßte n (S. 83). Nac h Seeber befande n 
sich in den sowjetischen Lagern nu r „Soldate n der polnische n Vorkriegsarmee " (S. 90). 
Di e 1 bis 1 Vi Millione n deportierte r polnische r Staatsbürge r nenn t sie in den folgen-
den Kapitel n „Emigranten " (S. 129). Di e sowjetische Regierun g stimmt e gerade nich t 
der Einrichtun g polnische r „Konsulate " (S. 99), sonder n nu r der Ernennun g polni -
scher „Delegierter " zu. Seeber kritisier t die Weigerun g der polnische n Exilregierung , 
1941 wenigstens eine Division für den Einsat z an der sowjetischen Fron t freizugeben 
(S. 100 f.). Tatsächlic h vergab Sikorski dami t eine wichtige Trumpfkarte . Di e Gerech -
tigkeit erforder t aber auch zu erwähnen , daß Stalin im Dezembe r 1941 Verständni s 
für Sikorskis Wunsc h zeigte, die polnisch e Ostarme e geschlossen un d zu einem späte -
ren Zeitpunk t einzusetzen . Inde m die Autori n die Frage n der Ostarmee , der Depor -
tierte n un d der polnische n Ostgrenz e in getrennte n Kapitel n behandelt , geht der Zu -
sammenhan g zwischen diesen dre i Probleme n - wohl mi t Bedach t -  verloren . Wegen 
der polnische n Kampagn e gegen eine britisch e Anerkennun g der sowjetischen Er -
oberunge n aus den Jahre n 1939 bis 1941 drängte n nich t nu r Churchil l un d Anders , 
sonder n war auch Stalin an der Liquidierun g der polnische n Institutione n auf sowjeti-
schem Bode n interessiert . Wegen der Verhaftun g der polnische n Wohlfahrtsarbeite r 
gab Sikorski seinen Widerstan d gegen die Evakuierun g der restliche n polnische n Divi-
sionen aus der UdSS R auf. 

Seeber scheu t auch nich t vor Fälschunge n zurück , von dene n ich hier nu r ein Bei-
spiel anführe n werde . Inde m sie Strang s Äußerun g über die Oppositio n russophobe r 
Element e gegen „Sikorski' s Government " mi t Oppositio n gegenüber „Sikorski " 
übersetzt , mach t sie Stran g zum Kronzeuge n russophobe r Element e innerhal b der 
Regierun g Sikorski (S. 128). Ein e Fehlinterpretatio n wider besseres Wissen leistet sie 
sich auch bei der „breitere n Basis", auf die die US-Regierun g ihre Vorschläge für die 
Lösun g der polnische n Frag e stellen wollte. Nich t um den US-Einflu ß in Pole n nac h 
dem Kriege ging es (S. 129), sonder n um das Proble m der Staatsangehörigkei t der Be-
wohne r des Gebiet s zwischen Curzon-Lini e un d Rigaer Grenze . HuU s Absicht war 
nicht , Stärke zu demonstrieren , sonder n zu verhindern , daß durc h die Regierungsum -
bildun g auf sowj etische n Druc k ein Präzedenzfal l für Eingriffe in die Struktu r verbün -
dete r Regierunge n geschaffen werde (S. 129). Nich t Mikolajczy k (S. 224), sonder n das 
Foreig n Office sprach sich im April 1944 gegen die Entlassun g Sosňkowskis aus, wie 
ein Blick in Seebers Quell e zeigt. 
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Di e längst widerlegte Behauptung , der von der KPTsc h propagiert e „Zentral e 
National-Revolutionär e Ausschuß " habe existiert , wird von Seeber wieder aufgetisch t 
(S. 84). Sie bildet aus Hodža , Osuský un d Hách a eine Reih e von „Kollaborationspoli -
tikern " (S. 318). Obwoh l Seeber Pole n un d die Tschechoslowake i vergleicht , ist ihr 
der Zusammenhan g nich t aufgefallen, daß die sowjetischen Note n zum Abbruch der 
diplomatische n Beziehunge n zu Pole n un d das Angebot eines Separatvertrage s mit der 
Tschechoslowake i am selben Tage überreich t wurde n (S. 134). Nich t obwoh l (S. 147), 
sonder n wegen ihres Eintreten s für ein allgemeine s Sicherheitssyste m sprache n sich 
die britisch e un d besonder s die US-Regierun g gegen den bilaterale n Vertrag aus. 

De m offiziösen Charakte r der Arbeit entsprich t ein schwerfälliger, substantivische r 
Verlautbarungsstil . Mi t den Übersetzunge n aus Fremdsprache n ha t Seeber auch 
Schwierigkeiten . Daz u komme n mehrer e Dutzen d Fehle r bei der Schreibun g polni -
scher , tschechoslowakische r un d sogar russischer Name n un d Ungenauigkeite n bei 
der Bezeichnun g von Institutionen . Anscheinen d ha t sie auch nich t bemerkt , daß es 
sich bei Tatiszczew o un d Tatiščevo um denselbe n Or t handel t (S. 99, S. 101). Da s 
Centra l Departmen t des Foreig n Office wird bei ihr zur „Osteuropa-Abteilung" , die 
„Divisio n of Europea n Affairs" zur „Abteilun g für osteuropäisch e Fragen" . In Seto n 
H . Watson (sie!) sieht sie einen „Hauptberate r der britische n Regierung " (S. 71) un d 
in Isaac Deutsche r einen „bürgerliche n Politologen " (S. 41). 

Mi t einem Satz : Auf die Lektür e von Seebers Buch kan n ma n ohn e weiteres ver-
zichten . 

Berlin D e t l e f B r a n d e s 

Hab el, Fritz Peter (Hrsg.): Dokumente zur Sudetenfrage. 

4. Aufl., R. Oldenbourg , München-Wie n 1984, 503 S. 

Thi s volum e represent s an exhaustive collectio n of documents , judiciousl y edited , 
bearin g primarily , as th e title suggests, on th e Sudete n problé m in its entir e historica l 
dimension . I t is th e fourt h editio n of a boo k last brough t ou t by th e same edito r in 1962 
and alread y ou t of prin t in 1965. (Th e first two editions , properl y speaking, were no t 
officially in print , but were hectographed) . Thi s editio n represent s an extensive expan -
sion and updatin g of th e documentatio n and brings th e chronolog y of th e Sudete n 
questio n down to 1984. I t thu s represent s th e mos t up-to-dat e collectio n we have and 
will remai n a standar d referenc e work on th e Sudete n questio n for th e foreseeable 
future . 

Th e core of th e boo k is represente d by several section s which detai l th e emergenc e 
of th e Sudete n questio n in its historica l dimension . "Nationa l Problem s in Bohemia , 
Moravi a and Silesia" examine s th e long-ter m historica l genesis of th e Sudete n problé m 
from Duk e Sobieslav I' s paten t of freedom for th e German s in c. 1175 to th e introduc -
tion of historia n Bohac' s boo k on th e Czec h peopl e of 1916. A section on th e years 
1918-1920 detail s th e emergenc e of Czechoslovaki a and th e Sudete n problé m as a par t 
of tha t emergence . Yet anothe r section deals with th e first Czechoslova k Republi c 


